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2 AZR 162/92 
Sa 55/91 Chemnitz

Verkündet am 21. Januar 1993 Im Namen des Volkes!

Bittner,
Amtsinspektor
als Urkundsbeamter

Urteil

der Geschäftsstelle In Sachen

PP.

hat der Zweite Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 21. Januar 1993 durch den Vorsit' 
zenden Richter Hillebrecht, die Richter Bitter und Kremhel-
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2

mer sowie die ehrenamtlichen Richter Strümper und Baerbaum 
für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des 
Bezirksgerichts Chemnitz vom 29. November 1991 
- Sa 55/91 - wird auf ihre Kosten zurückgewiesen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !  

T a t b e s t a n d :

Die Parteien streiten um die Frage, ob das Arbeitsverhältnis 
der Klägerin nach Abwicklung des medizinischen Dienstes des Ver- 
kehrswesens der DDR (im folgenden: MDV) auf die Beklagte Qberge- 
gangen ist.

Die zum Zeitpunkt der Klageerhebung 40jährige Klägerin war 
seit 1. September 1973 beim MDV als Betriebskrankenschwester zu 
einem Bruttoarbeitslohn von zuletzt 1.645,00 DM beschäftigt. Sie 
arbeitete überwiegend in der Sanitätsstelle des Bahnhpfes h

im Regierungsbezirk Chemnitz und vertretungsweise in der 
Sanitätsstelle des Bahnbetriebswerkes H . Sie war auf
der Grundlage der Dienstvorschrift für die Ermittlung der er- 
beits- und verkehrsmedizinischen Tauglichkeit für die Beschäftig­
ten im Verkehrswesen (DV 0107) an arbeits- und verkehrsmediz ini - 
sehen Tauglichkeits- und Überwachungsuntersuchungen, Einstein 
lungs-, Wiederholungs- und Sonderuntersuchungen sowie arbeitsme­
dizinischen Untersuchungen und teilweise in allgemeinen Sprech­
stunden beteiligt. Der zu betreuende Personenkreis bestand aus 
Eisenbahnern und Auszubildenden verschiedener Dienststellen der 
Beklagten. Daneben wurden Reichsbahnbeschäftigte im Ruhestand
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und Arbeitnehmer anderer, der Beklagten nicht zugehöriger Be­
triebe, betreut. Bei letzteren handelte es sich um Berufskraft­
fahrer verschiedener volkseigener Betriebe der Region Chemnitz. 
Neben oben genanntem Aufgabengebiet war die Klägerin an Betriebs­
begehungen mit Kontrollen von Arbeitsplätzen, Sanitäreinrich­
tungen und Erste-Hilfe-Ausrüstungen, der Durchführung von Ar­
beitsschutzlehrgängen und schließlich an der Ersten Hilfe bei 
Personenunfällen beteiligt.

In der Sanitätsstelle des Bahnhofes H waren neben
der Klägerin eine Ärztin und zwei weitere Betriebskrankenschwe­
stern beschäftigt. Die Sanitätsstelle ist auf dem Gelände der Be­
klagten gelegen; die Räumlichkeiten der Sanitätsstelle, Gerät­
schaften und Mobiliar waren und sind Eigentum der Beklagten.

Der Klägerin wurde mit einem Schreiben dee Sächsischen 
Staatsministeriums für Wirtschaft und Arbeit vopi 27. Dezember 
1990 mitgeteilt, daß der MDV abgewickelt werde und Ihr Arbeits­
verhältnis ab dem 1. Januar 1991 ruhe. Zuvor war dar Klägerin mit 
Schreiben vom 21. Dezember 1990 durch den Chefarzt des MDV be­
reits mitgeteilt worden, daß nach den Rechtsfolgen des Einigungs­
vertrages vorbehaltlich anderer Entscheidung dpp Leides die Ar­
beitsverhältnisse der Mitarbeiter des MDV ab lf Januar 1991 ruhen 
und konkrete Regelungen des voraussichtlichen Warteptandes im Mo­
nat Januar zugehen würden.

Seit dem 1. Januar 1991 ist in den örtlichen Räumlichkeiten 
des MDV der bahnärztliche Dienst der Beklagten ansäpsig. Beschäf-
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tigt werden eine Ärztin und zwei Betriebskrankenschwestern, die 
bereits beim MDV gearbeitet haben.

Die Klägerin ist der Ansicht, es sei eine Übernahme der Ar­
beitsverhältnisse durch die Beklagte erfolgt, weil der bahnärzt­
liche Dienst in gleicher Weise fortgeführt werde wie ursprünglich 
beim MDV. Sie trägt vor, die Ärztin Frau Dr. R und die Schwe­
ster Frau K seien unverändert tätig; eine zweite, früher
auf dem Kraftfahrzeugsektor arbeitende Krankenschwester sei auf 
ihrem Arbeitsplatz eingesetzt, während sie in den Wartestand ver­
setzt worden und die Schwester Frau W in den Schwanger- 
schaftsurlaub gegangen sei.

Aus einem Schreiben des örtlichen Personalrates an den Be­
zirkspersonalrat des MDV vom 20. November 1990 sei ersichtlich, 
daß die Beklagte die Übernahme der Sanitätsstelle des MDV in den 
bahnärztlichen Dienst geplant hätte. Tatsächlich sei ihr Arbeits- 
Verhältnis im Wege des Betriebsüberganges nach § 613 a BGB auf 
die Beklagte übergegangen. Der ganz überwiegende Teil <|er zu ver­
richtenden Arbeit sei von nahezu dem gleichen Personal ohne Un­
terbrechung fortgeführt worden; der frühere Arbeitsanfall hin­
sichtlich der zu betreuenden Berufskraftfahrer fremder Betriebe 
habe nur einen äußerst geringen Umfang am Gesamtarbeitsanfall 
ausgemacht. Aufgabenstruktur und Stellenplan des Dienstes seien 
nahezu unverändert geblieben.
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Die Klägerin hat beantragt

festzustellen, daß zwischen den Parteien seit
1. Januar 1991 ein Arbeitsverhältnis besteht.

Die Beklagte hat Klageabweisung beantragt und vorgetragen, 
sie sei nicht passiv legitimiert. Mit dem zum 31. Dezember 1990 
aufgelösten MDV sei sie weder identisch noch in sonstiger Weise 
rechtsrelevant verbunden. Sie sei insbesondere picht Rechtsnach- 
folgerin des MDV, dessen Beschäftigte unter Verantwortung des 
Bundesministeriums für Verkehr in den Wartestand versetzt worden 
seien. Zeitgleich mit der Auflösung des MDV sei ein bahnärztli­
cher Dienst bei ihr, der Beklagten, geschaffen worden, wobei in 
Einzelfällen Ärzte und Krankenschwestern nach Entscheidung des 
Vorstands übernommen worden seien.

Zu Unrecht berufe sich die Klägerin auf einen Betriebsüber­
gang nach § 613 a BGB. Es fehle bereits an einem Rechtsgeschäft, 
durch welches dieser veranlaßt worden sein solle. Bps Vorliegen 
eines Rechtsgeschäftes behaupte die Klägerin nicht einmal, son­
dern nur, daß über eine Übernahme verhandelt worden sei. Zwar 
habe es tatsächlich Verhandlungen über die Übernahme der Arbeit­
nehmer des MDV gegeben, diese seien jedoch gescheitert. Sie, die 
Beklagte, führe auch nicht die Aufgaben des MDV fort* Dieser sei 
mit ca. 3.000 Mitarbeitern auf dem Gebiet des gesamten Verkehrs­
wesens der DDR tätig gewesen, hingegen habe sie, die Beklagte# im 
bahnärztlichen Dienst lediglich ca. 380 Beschäftigte* Dieser 
Dienst übe auch nicht die gleiche Aufgabe wie dar MDV aus. Es 
würden keine therapeutischen Behandlungen oder Sprechstunden 
durchgeführt, vielmehr gehörten arbeitsmedizinische Fragen sowie
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Arbeits- und Gesundheitsschutz zu ihren jetzigen Aufgaben. Die 
Klägerin habe sich im übrigen nie beworben. Schließlich habe sie, 
die Beklagte, nur zwei Schwestern angestellt, nämlich Frau D 

und Frau K ; eine Frau W sei ihr unbekannt.

Das Kreisgericht hat durch Urteil vom 14. Mai 1991 die Klage 
abgewiesen. Das Bezirksgericht hat die Berufung der Klägerin zu­
rückgewiesen. Mit der Revision verfolgt die Klägerin ihren Klage­
antrag weiter, während die Beklagte beantragt, die Revision zu­
rückzuweisen.

E n t s c h e i d u n q s q r ü n d e  :

Die Revision der Klägerin ist nicht begründet.

Das Berufungsgericht hat die Klage zu Recht abgewiesen. Das 
mit dem MDV begründete Arbeitsverhältnis der Klägerin ist nicht 
von der Beklagten fortgeführt bzw. übernommen worden; es ruhte 
vielmehr im Zeitraum vom 1. Januar bis 30. Juni 1991 und endete 
mit Ablauf des 30. Juni 1991. Die Voraussetzungen nach Kapitei 
XIX Sachgebiet A Abschnitt III Nr. 1 Abs. 1 Satz 1 in Verbindung 
mit Abs. 2 und Abs. 3 (im Folgenden Nr. 1 Abs. 2 und 3) der Anla­
ge I zum Einigungsvertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der ehemaligen DDR vom 31. August 1990 (EV) lasen jeweils 
vor. Der Senat schließt sich insoweit den Erwägungen im Urteil 
des Achten Senats des BAG vom 15. Oktober 1992 - 8 AZR 145/92 - 
(zur Veröffentlichung bestimmt) an.
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I. Gemäß Nr. 1 Abs. 2 und 3 EV bestanden die Arbeitsverhältnis­
se der in den gemäß Art. 13 Abs. 2 EV ganz oder teilweise auf den 
Bund bzw. die Länder überführten Einrichtungen beschäftigten Ar­
beitnehmer nach Nr. 1 Abs. 2 und 3 EV zum Bund bzw. zum jeweili­
gen Land. Die Arbeitsverhältnisse der übrigen Arbeitnehmer ruhten 
vom Tage des Wirksamwerdens des Beitritts an.

1. Die Arbeitsverhältnisse der Werktätigen des öffentlichen 
Dienstes der DDR gingen nicht durch den Wegfall des ursprüngli­
chen Vertragspartners am 3. Oktober 1990 unter. Das ergibt sich 
aus dem Einigungsvertrag selbst. Dem steht die frühere gesetzli­
che Regelung der ehemaligen DDR nicht entgegen. Nach § 38 Abs. 1 
AGB-DDR waren die Arbeitsrechtsverhältnisse zwischen dem Werktä­
tigen und dem "Betrieb" zu vereinbaren. Diese Bestimmung verlor 
allerdings mit dem Wirksamwerden des Beitritts ihre Geltung. Die 
nach bundesdeutschem Recht nicht rechtsfähigen Vertragsparteien 
auf Arbeitgeberseite gingen unter. Obgleich im Protokoll zum Ei­
nigungsvertrag zu Art. 13 Abs. 2 (BGBl. 1990 IX S. 905) klarstel­
lend ausgeführt ist, in überführten Einrichtungen sei "geeignetes 
Personal entsprechend den Notwendigkeiten der Aufgalbenerfüllung 
in angemessenem Umfang zu übernehmen", ist mit dem Bundesverfas­
sungsgericht (BVerfGE 84, 133, 147) im Ergebnis davpn auszugehen, 
daß mit der Überführung der Arbeitsvertragsparteien, auf neue Trä­
ger öffentlicher Verwaltung als juristische Personen bundesdeut­
schen Rechts die Arbeitsverhältnisse kraft Gesetzes übergingen. 
Die dazu notwendigen dienstrechtlichen Maßgaben des Kapitels XIX 
der Anlage I zum EV knüpfen an die organisationsrechtlichen Rege­
lungen des Art. 13 EV an. Danach unterstehen Einrichtungen oder 
Teileinrichtungen, die bis zum Wirksamwerden des Beitritts Aufga-

8
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


8

ben erfüllten, die nach der Kompetenzordnung des Grundgesetzes 
von den Ländern wahrzunehmen sind, den zuständigen Landesregie­
rungen. Diese hatten die Überführung oder Abwicklung zu regeln.

2. Die Überführung einer Einrichtung gemäß Art. 13 EV bedurfte 
einer auf den verwaltungsinternen Bereich zielenden Organisati­
onsentscheidung der zuständigen Stelle. Die Überführungsentschei­
dung war mangels außenwirksamer Regelung kein Verwaltungsakt 
(BVerwG Urteil vom 12. Juni 1992 - 7 C 5/92 - ZIP 1992, 1275).
Sie konnte formfrei ergehen, also auch konkludent verlautbart 
werden. Die bloße Weiterbeschäftigung der Arbeitnehmer in<|iziert 
allerdings nicht die Überführungsentscheidung, wenn die Arbeits­
nehmer mit Abwicklungsarbeiten befaßt wurden.

Die Entscheidung zur Überführung einer Einrichtung oder 
Teileinrichtung durfte von den zuständigen Landesregierungen ge-1- 
mäß Art. 13 bereits vor dem Wirksamwerden des Beitritts am 3, Ok­
tober 1990 gefällt werden. Hierzu ermächtigte der Einigungsver­
trag selbst, wie sich aus der Fußnote zu Nr. 1 Abs. 2 EV ergabt, 
Danach gingen die Vertragsparteien des Einigungsvertrages davon 
aus, ein Hinausschieben des Ruhensbeginns sei besonders rege­
lungsbedürftig. Folglich wurde die Entscheidung gemäß Art. 13 EV 
bis, zum Wirksamwerden des Beitritts als Normalfall angesehen,

3. Die Überführungsentscheidung gemäß Art. 13 EV konnte eine 
Einrichtung als ganze oder eine Teileinrichtung betreffen, die 
ihre Aufgabe selbständig erfüllen konnte. Dies setzte eine orga­
nisatorisch abgrenzbare Funktionseinheit mit eigener Aufgaben-
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Stellung und der Fähigkeit zu einer aufgabenbezogenen Eigensteue­
rung voraus. Soweit Einrichtungen ganz oder teilweise überführt 
wurden, bestanden die Arbeitsverhältnisse gemäß Art. 20 EV in 
Verbindung mit Anlage I Kapitel XIX Sachgebiet A Abschnitt III 
Nr. 1 Abs. 2 und 3 EV jeweils zum neuen Träger öffentlicher Ver­
waltung fort. Wenn Nr. 1 Abs. 2 und 3 EV eine teilweise Überfüh­
rung einer Einrichtung als Grund des aktiven Fortbestehens der 
Arbeitsverhältnisse vorsieht, ist damit entsprechend dem darge­
stellten Normzweck die Überführung einer Einrichtung im Sinne von 
Art. 13 EV gemeint. Die Organisationsentscheidung nach Art. 13 EV 
war weder personen- noch arbeitsplatzbezogen. Sie betraf funkti­
onsfähige Organisationseinheiten, die vor dem 3. Oktober 1990 die 
Fähigkeit zu aufgabenbezogener Eigensteuerung und selbständiger 
Aufgabenerfüllung besaßen. Dementsprechend gibt Art. 13 Abs. 1 
Satz 3 EV in Verbindung mit den Regelungen der Anlage I die Min­
dester f ordernisse überführungsfähiger Teileinrichtungen vor.

4. Bei der Feststellung einer organisatorischen A^grenzbarkeit 
der Teileinrichtung ist nicht abzustellen auf die für jede öf­
fentliche Einrichtung typischen internen Untergliederungen wie 
Abteilung, Referat oder Dezernat, die lediglich zu Zwecken der 
Geschäftsverteilung gebildet werden. Entscheidend ist vielmehr, 
daß der betroffene Teil als organisatorisch abgrenzbare Funkti­
onseinheit auch nach außen mit einem gewissen Grad an Selbstän­
digkeit erscheint, ohne daß ihm damit zugleich eine eigene 
Rechtspersönlichkeit oder ein Behördencharakter zukommen müßte 
(vgl. BVerfGE 84, 133, 151). Auf eine organisatorische Eigenstän­
digkeit lassen eine eigene interne Geschäftsverteilung sowie eine 
zumindest teilweise selbständige Wahrnehmung von Dienst- und Or-
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ganisationsangelegenheiten innerhalb des der betroffenen Einheit 
zugewiesenen Aufgabenbereichs schließen.

5. Wurde bis zum 3. Oktober 1990 keine (positive) Überführungs­
entscheidung getroffen, trat kraft Gesetzes die Auflösung der 
Einrichtung bzw. der nicht überführten Teile ein. Die Abwicklung 
diente der Umsetzung dieser Auflösung und war auf die Liquidation 
der Einrichtung oder der nicht überführten Teile gerichtet. In 
diesem Falle ruhten die Arbeitsverhältnisse der in der abzuwik- 
kelnden (Teil-)Einrichtung Beschäftigten gemäß Anlage I Kapitel 
XIX Sachgebiet A Abschnitt III Nr. 1 Abs. 2 oder 3 EV kraft Ge­
setzes ab dem 3. Oktober 1990, sofern und soweit nicht durch eine 
Entscheidung gemäß Fußnote 2 zu Nr. 1 Abs. 2 EV der Beginn des 
Rühens der Arbeitsverhältnisse um bis zu drei Monate hinausge­
schoben worden war oder dies die Kündigungsvorschriften des Mut­
terschutzrechts durchbrochen hätte. Die ruhenden Arbeitsverhält­
nisse endeten kraft Gesetzes nach Ablauf von sechs bzw. neun Mo­
naten Wartezeit, wenn nicht der einzelne Arbeitnehmer weiterver­
wendet wurde.

a) Die Voraussetzungen, unter denen eine Einrichtung abge­
wickelt werden durfte, nennt der Einigungsvertrag niclit ausdrück­
lich. Sie ergeben sich aber aus der Wortwahl der Vertragspar­
teien, dem Normzusammenhang und den tatsächlichen Umständen» die 
Grund der Regelungen waren. Das Bundesverfassungsgericht hat duzu 
klargestellt, daß die Abwicklung einer Einrichtung nach rechtli­
chem Sprachgebrauch ihre Auflösung voraussetzt. Eine Übertragung 
auf einen anderen Hoheitsträger reicht nicht aus. Die Einrichtung 
darf als organisatorische Einheit nicht fortbestehen (BVerfGE 84,
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133, 150 ff.). Die Abwicklung einer Einrichtung ist jedoch nicht 
immer kurzfristig zu leisten. Ein derartiger Liquidationsvorgang 
kann vielfach erst nach Monaten abgeschlossen werden. Die am Ende 
stehende Auflösung der Einrichtung als realer Vollzug war deshalb 
keine Voraussetzung des Eintritts des Rühens der Arbeitsverhält­
nisse am 3. Oktober 1990, 0.00 Uhr.

b) Die Auflösung trat automatisch ein, wenn keine Überführungs­
entscheidung getroffen wurde. Nach dem Wortlaut des Art. 13 
Abs. 1 Satz 4 und Abs. 2 Satz 2 EV sowie Abs. 3 waren sowohl die 
Überführung als auch die Abwicklung "zu regeln". Diese Regelungs­
pflicht bestand in jedem Falle. War entschieden worden, die Ein­
richtung vollständig oder teilweise zu überführen, war die Über­
führung zu regeln. Unterblieb die (positive) Überführungsent­
scheidung, war die Liquidation der Einrichtung zu regeln. Mangels 
Überführung ruhten die Arbeitsverhältnisse vom Tage des Wirksam­
werdens des Beitritts an, auf jeden Fall aber drei Monate später. 
Diese gesetzliche Folge trat somit immer dann ein, wenn es an 
einer positiven Organisationsentscheidung fehlte, also auch im 
Falle bloßer Untätigkeit der Behörden. Dementsprechend hat das 
BVerwG (Urteil vom 12. Juni 1992, aaO, S. 1277) mit Recht ausge­
führt, eine Zusammenschau von Art. 13 und 20 EV nebst, den erwähn­
ten dienstrechtlichen Vorschriften der Anlage I lasse keinen an­
deren Schluß zu, als daß eine Abwicklung der von diesen Vor­
schriften erfaßten Einrichtung nur durch ihre Überführung zu ver­
hindern gewesen sei, die Abwicklung also keine hierauf gerichtete 
negative, sondern nur das Fehlen einer auf die Überführung ge­
richteten positiven Entscheidung oder eines entsprechenden kon-

-  12 -
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II. Die Klägerin gehörte zu den "übrigen" Arbeitnehmern im Sinne 
von Nr. 1 Abs. 2 Satz 2 sowie Abs. 3 EV, deren Arbeitsverhältnis 
kraft Gesetzes ruhte und nach sechs Monaten endete. Darauf wird 
bereits im Schreiben des Chefarztes des verkehrsmedizinischen 
Dienstes (VmD) an die Klägerin vom 21. Dezember 1990 hingewiesen 
"vorbehaltlich anderer Entscheidungen des Landes". Mit dem 
Schreiben des sächsischen Staatsministeriums für Wirtschaft und 
Arbeit vom 27. Dezember 1990 ist der Klägerin dann mitgeteilt 
worden, der VmD werde abgewickelt.

1. Die Klägerin war Arbeitnehmerin im Sinne von Nr. 1 A£s. 1 
Satz 1 EV, denn sie war aufgrund eines Arbeitsrechtsverhältnisses 
im Sinne der Vorschriften des AGB der DDR in der öffentlichen 
Verwaltung "beim Wirksamwerden des Beitritts" beschäftigt. Der 
VmD gehörte zur öffentlichen Verwaltung der DDR (vgl. hierzu An­
ordnung über den MDV vom 5. November 1958, GBl. I Nr. 69, S. 853 
sowie deren Neufassungen vom 18. November 1976, GBl. I Nr, 45,
S. 517 und vom 15. Juni 1990, GBl. I Nr. 46, S. 823 sgwie die 
Neuregelung des Statuts des VmD vom 15. Juni 1990, Tarif- und 
Verkehrsanzeiger des Ministeriums für Verkehr der DDR, Nr, 22,
S. 317). Danach ist der VmD, wie er seit der Neufassung 1990 
heißt (§ 1 der Anordnung), juristische Person mit Sit? in Berlip, 
untergliedert in die Zentrale Leitung in Berlin und einzelne ört­
liche Direktionen sowie dem Ministerium für Verkehr unterstellt. 
Nach der Aufgabenbeschreibung in §§ 2-4 des Statuts ü]t>t der VtaD 
öffentliche Verwaltung aus.

13 -
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2. Die Einrichtung, in der die Klägerin tätig war, ist nicht 
überführt worden.

a) Das Berufungsgericht hat das Schreiben des sächsischen 
Staatsministeriums für Wirtschaft und Arbeit vom 27. Dezember 
1990 dahin ausgelegt, daß nicht die Überführung, sondern im Ge­
genteil die Abwicklung des VmD und damit seine Auflösung gemäß 
Art. 13 Abs. 1 EV bestimmt war. Diese Auslegung ist revisions­
rechtlich nur eingeschränkt überprüfbar und nicht zu beanstanden. 
Sie ist mit dem Wortlaut der Erklärungen vereinbar und verstößt 
nicht gegen Denkgesetze oder Erfahrungssätze. Eine Fehlerhaftig­
keit der Auslegung wird von der Revision auch nicht gerügt. Die 
Revision geht vielmehr von der (unzutreffenden) Auffassung aus, 
diese Organisationsverfügung in Gestalt der Auflösungsentschei­
dung könne keinen unmittelbaren Einfluß auf die Rechte Dritter, 
insbesondere das Arbeitsverhältnis der Klägerin haben. Die Revi­
sion macht im Grunde nur geltend, die Einrichtung sei tatsächlich 
nicht aufgelöst, sondern werde fortgeführt.

Außerhalb der Organisationsverfügung vom 27. Dezember 1990 
liegende Anhaltspunkte, die für eine Überführungsentscheidung be­
treffend den VmD sprechen könnten, sind indessen nicht vorgetra­
gen worden.

Für eine teilweise Überführung spricht nicht die Beschäfti­
gung von Arbeitnehmern des ehemaligen VmD in den alten Diensträu­
men nach dem 1. Januar 1991. Insofern fehlt es an einer Indizwir­
kung, weil dieses Vorgehen der Beklagten Nr. 1 Abs. 2 nnd 3 EV

- 14 -
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(vgl. BVerfGE 84, 133, 153 ff.) sowie der Pflicht gemäß Art. 13 
Abs. 1 Satz 3 EV die Abwicklung zu regeln, entsprach.

b) Für die getroffene Abwicklungsentscheidung war auch der 
Freistaat Sachsen zuständig. Das ergibt sich jedenfalls für die 
Organisationseinheit VmD - Direktion Dresden - aus Art. 13 Abs. 1 
Satz 1 EV in Verbindung mit § 1 Abs. 3 des Statuts des VmD vom 
15. Juni 1990, wonach der VmD in die Zentrale Leitung und die Di­
rektionen gegliedert ist. Zwar wäre denkbar eine gemeinsame Trä­
gerschaft mehrerer Bundesländer bei länderübergreifendem Wir­
kungskreis (Art. 13 Abs. 1 Satz 2 EV). Hier spricht aber schon 
die Bildung eines Personalrats des VmD bei der Direktion Dresden 
- siehe das Schreiben vom 20. November 1990 - für eine eigenstän­
dige (Teil-)Einrichtung des VmD für den Bezirk Dresden, wie dies 
auch § 1 Abs. 3 des Statuts entspricht. Der Annahme einer Zustän­
digkeit der sächsischen Landesregierung widerspricht auch nicht 
die Ruhensmitteilung der Zentralstelle des VmD in Berlin, weil in 
diesem Schreiben ja gerade auf den Vorbehalt einer Entscheidungs’- 
möglichkeit des jeweiligen Landes hingewiesen wurde. War der VmD 
nach örtlichen Gesichtspunkten in Direktionen gegliedert, so war 
für den jeweiligen Bereich eine unterschiedliche Abwiqklungsent- 
scheidung möglich, wovon offensichtlich auch der Einigung^vertrag 
ausgeht, wenn in Anlage I Kapitel XI Sachgebiet B Abschnitt III 
Nr. l g  und Nr. 2 Abs. 1 die Möglichkeit erwähnt wird, daß der 
VmD weiterhin befristet bis 31. Dezember 1991 Tauglichkeitsunter­
suchungen nach dem StVG und der StVZO durchführen könne.
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c) Ebensowenig kann nach dem festgestellten Sach- und Streit­
stand (§ 561 ZPO) die Fortführung einer Teileinrichtung etwa 
"VmD-bahnärztlicher Dienst-H " bejaht werden.

aa) Insoweit hat die Klägerin zwar pauschal eine Aufgabenfort­
führung behauptet, jedoch keine Tatsachen vorgetragen, die den 
Schluß erlaubten, es liege überhaupt eine Organisationsunter­
gliederung des VmD vor, die eine überführungsfähige Teileinrich­
tung gewesen sei. Hierzu hat die Klägerin lediglich unsubstan­
tiiert behauptet, die Einrichtung werde so fortgeführt, wie sie 
früher bestanden hätte, und zwar ohne zeitlich© Unterbrechung, in 
denselben Räumen, mit gleichen Aufgaben und unter Übernahme einer 
Ärztin und zweier Schwestern.

bb) Die Beklagte hat dies bestritten. Der bahnärztliche Dienst 
der Beklagten habe nicht etwa alle Planstellen und Organisations­
strukturen des VmD übernommen. Er sei eine völlig neue Organisa­
tion mit anderen Aufgaben, einer anderen Organisationsstruktur 
und anderen Mitarbeitern. Er habe ganz allgemein Personal einge­
stellt und sich hierbei am Arbeitsmarkt orientiert. Der bahnärzt­
liche Dienst habe auch im Gegensatz zur unzutreffenden Darstel­
lung der Klägerin andere Aufgaben als der ehemalige VmD, Dieser 
habe therapeutische Behandlungen vorgenoirpen, §preehstundeh abge­
halten und sich nicht mit dem Arbeits- und Gesnh^hülhsschutz be­
faßt. Der bahnärztliche Dienst dagegen befasse sich wit arbeits­
medizinischen Fragen sowie mit dem ArbeitS“ und Gesundheits^ 
schütz.
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cc) Die Klägerin hat daraufhin ihre Behauptungen nicht weiter 
konkretisiert. Nach dem Vortrag der Klägerin kann nicht angenom­
men werden, der "VmD-bahnärztlicher Dienst-H " sei eine
organisatorisch abgrenzbare Funktionseinheit mit eigener Aufga­
benstellung und Fähigkeit zu aufgabenbezogener Eigensteuerung ge­
wesen. Dagegen spricht schon, daß der Chefarzt der zentralen 
Dienststelle des VmD in Berlin der Klägerin mit Schreiben vom 
21. Dezember 1990 das Ruhen des Arbeitsverhältnisses nach dem EV 
mitgeteilt hat und nicht eine wie auch immer untergliederte 
(Teil-)Einrichtung des VmD. Die Klägerin ist aber auch night ein­
mal in revisionsrechtlich erheblicher Weise der Darstellung des 
Berufungsgerichts entgegengetreten, es habe zwar unbestritten Be­
mühungen sowohl durch den örtlichen Personalrat des VmD, Direk­
tion Dresden, als auch durch den Bezirkspersonalrat der Deutschen 
Reichsbahn wegen einer Übernahme des Personals gegeben; die Or­
ganisationsentscheidung des Freistaats Sachsen zeige aber gerade, 
daß der bahnärztliche Dienst zur Gewährleistung notwendiger medi­
zinischer und den Arbeitsschutz betreffender Maßnahmen als eigen­
ständige Einrichtung der Beklagten aufgebaut worden sei. Insofern 
spricht es - darin ist der Revisionserwiderung Recht zu geben - 
gerade gegen die Darstellung der Klägerin, wenn die Bemühungen 
der Personalräte nicht zu einer Übernahme der bisherigen Struktur 
des VmD geführt haben, dessen Aufgaben nach dem Statut vom 
15. Juni 1990 (s. oben) viel weitergehender waren als der jetzige 
Aufgabenbereich des bahnärztlichen Dienstes der Beklagten. Die 
Aufgaben des VmD bezogen sich nach 5 2 des Statuts nämlich auf 
die medizinische Betreuung aller Werktätigen im gesamten all­
gemeinen Verkehrswesen, ferner in der zivilen Luftfahrt, Hoch-
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Seefischerei, im Krankentransport usw., mag auch in H
nur ein eingeschränkter Aufgabenbereich wahrgenommen worden sein.

dd) Im übrigen hat der Achte Senat im Urteil vom 15. Oktober 
1992 (- 8 AZR 145/92 - zur Veröffentlichung bestimmt, zu II 2 b 
der Gründe) entschieden, mache ein Arbeitnehmer des öffentlichen 
Dienstes der ehemaligen DDR geltend, sein Arbeitsverhältnis sei 
gemäß Nr. 1 Abs. 2 Satz 1 EV übergegangen und bestehe al,s aktives 
fort, habe er die Überführung seiner Beschäftigungs- (Teil-)Ein­
richtung darzulegen und gegebenenfalls zu beweisen. Weil der 
Einigungsvertrag in Nr. 1 Abs. 1 und Abs. 2 keine besondere ma­
teriell-rechtliche Regelung der Beweislast enthalte, sei auf die 
Grundregel des Zivilrechts abzustellen. Danach trage jede Partei 
die Behauptungs- und Beweislast dafür, daß die Voraussetzungen 
der ihr günstigen Rechtsnorm erfüllt seien. Wer eine Rechtsfolge 
für sich in Anspruch nehme, habe die (eventuell auch negativen) 
rechtsbegründenden und rechtserhaltenden Tatsachen darzulegen und 
gegebenenfalls zu beweisen. Sein Gegner trage die Darlegungs- und 
Beweislast für die rechtshindernden, die rechtsvernichtenden und 
rechtshemmenden Tatsachen. Dabei sei die ParteiStellung ohne Be- 
lang. Zutreffend wird auch darauf hingewiesen, in Bestandsstrei­
tigkeiten sei die Begründung eines Arbeitsverhältnisses vom Ar­
beitnehmer darzulegen und gegebenenfalls zu beweisen (vgl. BAGE 
7, 51, 58 f. = AP Nr. 18 zu § 3 KSchG, zu A 3 d der Gründe), Dies 
gilt auch bei streitigem Übergang des Arbeitsverhäitnisses nach 
den Bestimmungen des EinigungsVertrages für den öf febtüchen 
Dienst der ehemaligen DDR. Nur die Überführung einer (Teil-)Ein­
richtung gemäß Art. 13 EV ließ nach Nr. 1 Abs. 2 Satz 1 und 
Abs. 3 EV ein aktives Arbeitsverhältnis auf den neuen Träger öf-
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fentlicher Verwaltung übergehen. Demgemäß hat der Arbeitnehmer 
die Darlegungs- und Beweislast für die Überführung der (Teil-) 
Einrichtung als ihm günstige Voraussetzung des Rechtsübergangs zu 
tragen (so Achter Senat, aaO).

ee) Der Arbeitnehmer muß somit die Tatsachen darlegen und gege­
benenfalls beweisen, aus denen sich die Überführung seiner Be­
schäftigungseinrichtung ergibt. Dazu gehören das Bestehen einer 
überführungsfähigen (Teil-)Einrichtung und die Überführungsent- 
scheidung gemäß Art. 13 EV selbst. Dieser Darlegungslast Hat die 
Klägerin nach der zutreffenden Würdigung des Berufungsgerichts 
nicht entsprochen. Dem Beweisantrag zu ihrem pauschalen Sachvor- 
trag zur angeblichen Fortführung der (Teil-)Einrichtung VmD ist 
das Berufungsgericht deshalb zu Recht nicht nachgegangen, so detß 
auch die diesbezügliche formelle Rüge ins Leere geht.

d) Ist aber von einer Abwicklung des VmD-Bezirk Dresden auszu­
gehen, so scheidet wie im Falle einer Stillegung die Annahme 
einer Betriebsübernahme nach § 613 a BGB aus. Das hat öer Senat» 
unabhängig von der Frage, ob vorliegend überhaupt eine - hach dem 
Gesetzeswortlaut erforderliche - rechtsgeschäftliche Setriebs- 
übernahme in Betracht kommt, mehrfach entschiedeh (vgl. nuj: Se^ 
natsurteil vom 12. Februar 1987 - 2 AZR 247/86 ^ AP Nr. 67 zu 
§ 613 a BGB). Gesetzliche Abwicklung durch die öffentliche Hand 
und Betriebsübernahme schließen sich - jedenfalls im Regelfall - 
aus. Es braucht daher nicht mehr darauf abgestellt zu werden» wie 
es das Berufungsgericht tut, daß die Klägerin zu einer rechtsge^ 
schäftlichen Betriebsübernahme zwischen VmD und der Beklagten

19

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


19

nichts vorgetragen hat. Im übrigen ist anzumerken, daß die "Inbe­
triebnahme" der früher vom VmD genutzten Räume durch die Beklagte 
unter Weiterverwendung sächlicher Mittel allein nicht zur Annahme 
einer Betriebsübernahme nach § 613 a BGB ausreicht. Die Klägerin 
hat nicht einmal die Übernahme eines gesamten Betriebes (VmD-Be- 
zirk Dresden) oder nur eines Betriebsteils (VtoD-bahnärztlicher 
Dienst H ) behauptet. In letzterem Fall fehlt es jeden­
falls an der Darstellung eines ausgliederungsfähigen funktions­
tüchtigen Betriebsteils (vgl. dazu BAGE 53, 267, 276 = AP Nr. 58 
zu § 613 a BGB, zu B II 3 b dd der Gründe und BAG yrteü vom 
16. Oktober 1987 - 7 AZR 519/86 - AP Nr. 69, aaO, zu II 2 b der 
Gründe).

III. Die kraft Gesetzes eingetretene Abwicklung einer Einrichtung 
bedurfte zu ihrer Wirksamkeit keiner Bekanntgabe. Hiervon ist al­
lerdings die Mitteilung an die betroffenen Beschäftigten der ab­
zuwickelnden (Teil-)Einrichtung über das gemäß Nr. 1 Abs* 2 und 
Abs. 3 EV eingetretene Ruhen ihrer Arbeitsverhälthisse zu tren­
nen. Das Ruhen der Arbeitsverhältnisse trat zwar in der Regel 
zeitgleich mit dem Wirksamwerden des Beitritts ©in, war somit in 
seiner Entstehung von einer Bekanntgabe unabhängig, doch Rpnnte 
sich der neue Arbeitgeber des öffentlichen Dienstes Im Verhältnis 
zum einzelnen Arbeitnehmer auf das Ruhen des Arbeitsverhältnisses 
erst ab Bekanntgabe der gesetzlichen Rühensfolge berufen. Nach 
den Feststellungen des Landesarbeitsgerichts Würde der Klägerin 
das Ruhen ihres Arbeitsverhältnisses im, Dezember 199Q angekün­
digt. Ihrem Interesse, über das Ruhen ihres Arbeitsverhälthisses 
nicht im Unklaren gelassen zu werden, wurde dajnlt hinreichend 
Rechnung getragen.
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IV. Die Nichtüberführung einer Einrichtung ist arbeitsgericht­
lich auf Willkür überprüfbar (so auch Achter Senat, Urteil vom 
15. Oktober 1992, aaO). Ließ der Arbeitgeber die Abwicklung will­
kürlich eintreten, hat er die betroffenen Arbeitnehmer so zu 
stellen, wie sie bei Überführung der Einrichtung gestanden hät­
ten. Eine erhebliche Rüge willkürlichen Verhaltens des Freistaa­
tes Sachsen hat die Klägerin aber nicht vorgetragen. Deshalb 
braucht nicht mehr entschieden zu werden, inwiefern sich über­
haupt die Beklagte ein derartiges Handeln des Freistaats Sachsen 
zurechnen lassen müßte.

Hillebrecht Kremhelmer Bitter 
Strümper Baerbaum
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